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Sicherheit geht vor
So lautet das Ergebnis der Tarifrunde bei der STRABAG PFS: Tarifvertrag
Rationalisierungsschutz um drei Jahre verlängert, der Ausschluss von be-
triebsbedingten Beendigungskündigungen bis 31. Dezember 2018, die Ein-
führung von Altersteilzeit und eine moderate Entgelterhöhung sind die
Kerninhalte des Tarifergebnisses.

VON PASCAL RÖCKERT

„Moderate Entgelterhöhung“, eine eher
ungewöhnliche Botschaft. Blickt man
aber auf die Entwicklungen in der Bran-
che, betrachtet man die besondere Situ-
ation der STRABAG PFS, erklärt sich die
hohe Akzeptanz für den Abschluss bei
den Beschäftigten.

Bereits im September 2015 begann
die Forderungsdiskussion für die Tarif-
runde 2016. Viele Mitglieder und Ver-
trauensleute haben sich an der Diskus-

sion beteiligt, deren Ergebnisse in einer
Konferenz der Tarifvertrauensleute zu-
sammengetragen wurden. Die Fokussie-
rung auf sichere Arbeitsplätze und Be-
schäftigungsperspektiven stand dabei
unter dem Vorzeichen der schwierigen
wirtschaftlichen Situation in der Facility-
branche insgesamt und der besonderen
Situation bei der STRABAG PFS GmbH.

In der Branche Facility Services herr-
schen Druck, Hetze und Arbeitsverdich-
tung. Die verschiedenen Dienstleister
konkurrieren über einen aggressiven

Preiskampf und unterbieten sich, um
Kundenaufträge an Land zu ziehen, die
mit durchschnittlichen Laufzeiten von
drei bis fünf Jahren nur für kurze Zeit
Planungssicherheit bringen. Wenn man
bedenkt, dass die Personalkosten rund
drei Viertel der Gesamtkosten ausma-
chen, ist klar, wer diesen Preiskampf
ausbaden muss. So ist es nicht verwun-
derlich, dass 94 Prozent der Beschäftig-
ten der Branche regelmäßig Überstun-
den leisten müssen und zwei Drittel
überlegen, den Arbeitgeber zu wech-
seln. (Ergebnis Umfrage der Gewerk-
schaften ver.di, IG Metall, IG BAU und
NGG). Gut tarifierte Betriebe wie die
STRABAG PFS geraten so unter besonde-
ren Druck.
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Berlin-Charlottenburg-Spandau: Mitgliedergruppe ver.di-
Senioren Charlottenburg/Spandau, 27. Juni, 18 Uhr, „Zur Sor-
genpause“, Krowelstraße 7, 13581 Berlin.

Berlin-Tempelhof: BeG Senioren FB 9/Telekom, jeden 3. Diens-
tag im Monat um 14 Uhr, Gaststätte „Koch“, Friedrich-Wil-
helm-Straße 68, 12099 Berlin/Tempelhof.

Braunschweig/Salzgitter: Senioren OV FB 9/10, Info-Nachmit-
tag jeden letzten Dienstag im Monat, 15 Uhr, Vereinsgaststätte

„Rote Wiese“, Braunschweig, Kontakt: Rainer Klose, Telefon
0 53 31/24 24.

Bremen: Senioren OV FB 9/10, Treff jeden 1. Dienstag im Monat,
16 Uhr, DGB-Haus, Bahnhofsplatz.

Dieburg: BeG SeniorenPost/Telekom, 12. Juni, Römisch kochen,
Albinisches Schloss in Dieburg; 14.Juli, 17 Uhr, Grillfest, „Gru-
berhof“ in Groß-Umstadt.

Eschwege: BeG Senioren Post/Telekom Werra-Meißner, 23. Juni,
14 Uhr, Planwagenfahrt mit Ehepartnern, Bad Sooden-Allen-
dorf; 15. Juli, 15.30 Uhr, FB 9+10, Grillfest mit Ehepartnern,
Wehretal/Hoheneiche, Fuhrgraben 8, „Sommergarten“.

Frankfurt/Main: BeG Senioren Post/Telekom, Stammtisch je-
den 1. Mittwoch im Monat, 15 Uhr und Skatstammtisch jeden
zweiten Montag im Monat, 16 Uhr, „Affentorschänke“, Neuer
Wall 9. TK/IT ver.di Hessen, IT-Vernetzungstreffen, 11. August,
17 bis 19 Uhr, offen für Beschäftigte – ver.di-Mitglieder und
Nicht-Mitglieder – in der IT-Branche, Gewerkschaftshaus Frank-
furt, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 60329 Frankfurt/Main,
Anmeldung (spätestens 10 Tage vorher) bei ute.leidig@verdi.de

Fürth: BeG Fürth, FB 9/10, Stammtisch jeden 1. Dienstag im
Monat, 14 Uhr, Pfarrzentrum St. Heinrich, „Heinrichsklause“,
Sonnenstraße 21. In den ungeraden Monaten finden Vorträge
statt; 20. Juli, Fahrt an den Happurger Stausee, Achtung: Kein
Stammtisch im August.

Hamburg: BeG Senioren Hamburg, Sprechstunde jeden 1. Mitt-
woch im Monat von 10 bis 12 Uhr, Gewerkschaftshaus HH, Be-
senbinderhof 60, Telefon 0 40/28 58 40 93, Internet: https://
tk-it-nord.verdi.de/personengruppen/senioren

Heidelberg: BeG Senioren, FB 9, jeden zweiten Mittwoch im
Monat, 15 Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Straße 92.

Heilbronn: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch/Veranstaltungen,
jeden 3. Donnerstag im Monat, 14 Uhr, Restaurant „Hofwie-
sen“, Hofwiesenstraße 40, Heilbronn-Sontheim.

Kaiserslautern: Senioren FB 9/10, jeden 1. Mittwoch im Monat,
15.30 Uhr, Treffen Gaststätte „Licht Luft“, Entersweilerstraße
51, Kaiserslautern.

Kassel: ver.di BeG Senioren Post/Telekom, 3. August, 14 Uhr,
Seniorenzissel auf dem Gelände des CSK 98 Kassel/Riverside
am Auedamm.

Landshut: BeG Senioren Post/Telekom, Stammtisch, jeden 2.
Montag im Monat ab 14 Uhr, Gaststätte „Huberwirt“, Gstau-
dach 3, 84032 Altdorf. Weitere Aktivitäten werden an den
Stammtischen bekannt gegeben.

München: BeG Senioren FB 9/10/1, 12. Juli, 14 Uhr, Führung
mit Hans Gressirer „Höfisches Leben im Schlosspark“ nördlicher
Schlossflügel des Nymphenburger Schlosses vor dem Eingang
zum Hubertussaal. Die Führung ist kostenlos, Anmeldung ist
nicht erfoderlich.

Münster: Senioren BeG Postbank-Post-Telekom, 4. Juli, wir
diskutieren und beraten über unser Jahresprogramm 2017;
21. Juli, Besichtigung der Burg Vischering in Lüdinghausen und
Besuch des Rosengartens in Seppenrade mit gemeinsamen Mit-
tagessen. Infonachmittage: Beginn 15 Uhr, Casino der Telekom,
Dahlweg 100, Münster.

Nahe-Hunsrück: ver.di Senioren-Gruppe Nahe-Hunsrück FB 9 +
10, Sprechstunden jeden 1. Montag im Monat von 14 Uhr bis 17
Uhr im DGB-Haus in Idar-Oberstein, Wilhelmstraße 25. Bitte un-
bedingt Anmeldung bei Alfred Weis, Telefon 0 67 85/9 99 30 55
oder 01 51/75 08 37 76.

Neuss: Senioren Kreis Neuss, Sprechstunde in der ver.di-Ge-
schäftsstätte, Hammer Landstraße 5, 3. Etage; immer 1. Mon-
tag im Monat, 10 bis 12 Uhr.

Nürnberg: BeG Senioren Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf FB
1/9/10, jeden 1. Donnerstag im Monat um 14.30 Uhr in der Gast-
stätte „Genossenschaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-Platz 2.

Offenburg: BeG Senioren P/T, Sprechstunde jeden 1. Mittwoch,
11 bis 12 Uhr, ver.di-Geschäftsstelle Offenburg, Okenstraße 1c,
auch Telefon 07 81/91 71 14.

Oldenburg: OV Senioren FB 9/10, Digitalfotos, Info: W. Neu-
gebauer, Telefon 04 41/20 12 03, Basteln, Malen, Skat, Klönen,
Info: I. Frank, Telefon 04 41/30 29 72 u. E. Schaumberg Telefon
0 44 02/42 05 beide Gruppen zweiter Dienstag im Monat, 9 Uhr,
Vereinslokal TV Metjendorf 04, Am Sportplatz, Oldenburg; alle
3 Wochen Jakkolo, Info Colberg, Telefon 0 44 88/32 52 und
D. Punke, Telefon 04 41/50 51 37.

Wolfenbüttel: Senioren OV FB 9/10, Sprechstunde jeden Mon-
tag für ver.di-Mitglieder, 9.30 bis 12 Uhr, ver.di-Service-Büro,
Harzstraße 7, 38100 Wolfenbüttel ver.di-Lohnsteuer-Service:
0 53 31/88 26 89.

Würzburg: BeG Senioren FB 9/10, 22. Juni, 12 Uhr, Retzbach,
„Winzerhütte“, Treffpunkt: Hauptbahnhof; 7. Juli, 14 Uhr, Ver-
sammlung „Vierjahreszeiten“.

Redaktionsschluss nächstes Heft: 27. Juni 2016

TERMINE

IMPRESSUM
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Sicherheit geht vor

Seit dem Outsourcing der DeTeImmo aus
dem Telekom-Konzern in die STRABAG
PFS ist der Dienstleistungsvertrag mit der
Deutschen Telekom AG die Basis für Be-
schäftigung und Umsatz. In den anste-
henden Verhandlungen um eine mögli-
che Erneuerung des Vertrags mit der
STRABAG PFS, orientiert sich die Tele-
kom nun „am Marktniveau“ und macht
damit erhebliche Kostensenkungen in
der STRABAG PFS erforderlich. Die Re-
aktion des Arbeitgebers: Arbeitsplatz-
abbau und Verschlechterung von Ar-
beitsbedingungen, insbesondere durch
höhere Arbeitsbelastungen.

In Kenntnis dieser Situation fiel die
Bewertung des Tarifergebnisses mit gro-
ßer Mehrheit positiv aus. Hohe Aner-
kennung fand der klare Fokus auf Be-
schäftigungssicherung, sowohl in der

Laufzeit als auch im Geltungsbereich. In
Zeiten, in denen die Arbeitgeber von
einem Personalabbau um bis zu 1000
Stellen sprechen, hat ver.di den Kündi-
gungsschutz und die Regelungen des
Tarifvertrags Rationalisierungsschutz um
über 1000 Beschäftigte (nach 2002 ein-
gestellte Kolleg/-innen) ausgeweitet.
Dies wurde von den Arbeitgebern bisher
rigoros abgelehnt. Die Entkopplung der
Laufzeiten der Entgelttarifverträge von
der Laufzeit des Tarifvertrags Ratio ist
die zweite arbeitgeberseitige Barriere,
die in dieser Tarifrunde durchbrochen
werden konnte.

Die Entgeltentwicklung von 40 Euro
für die zweite Lohnlinie und 20 Euro für
die erste Lohnlinie sowie die Erhöhung
der Servicepauschale auf 95 Euro bleibt
angesichts der Forderung von 120 Euro
hinter den Erwartungen zurück. Dennoch
wird der Abschluss insgesamt positiv be-

wertet. Die Ausweitung des Kündigungs-
schutzes auf nahezu alle Beschäftigte
und die Anwendung des Tarifvertrags
Rationalisierungsschutz bieten Stabilität
und Sicherheit. Dies wird angesichts der
Personalabbaupläne sehr hoch einge-
schätzt. Zumal ein Tarifwerk, mit einem
solchen Schutzniveau, in dieser Branche
als absolut einzigartig anzusehen ist.

ver.di fordert eine klare Ausrichtung
der STRABAG PFS auf weitere Kunden.
Das Ziel aller Betriebsräte und ver.di ist
eine klare Ausrichtung auf Qualität und
Leistungsfähigkeit und eine Verringe-
rung des Telekom-Anteils am Kunden-
portfolio. So entstehen auch in Zukunft
Spielräume für eine vernünftige Entgelt-
entwicklung.

STRABAG PFS
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Vieles müssen wir dem Zufall überlassen.
Die Wahl des richtigen Partners nicht.
Die Vereinigte Postversicherung (VPV) bietet den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Deutsche Post DHL Group und Telekom seit 1827 besondere
Versicherungslösungen für die Bereiche Vorsorge, Vermögensaufbau und
Absicherung. Vereinbaren Sie einfach einen kostenfreien Versicherungs-
Check über unser Servicetelefon 07 11/13 91-6127 oder besuchen Sie uns unter: www.vpv.de

Partner für die Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter der

Deutsche Post DHL und Telekom

Anzeige

Fortsetzung von Seite 1
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arvato gehört  zum 
Bertelsmann-Konzern 
und ist der Marktführer  
im Call-Center-Bereich. 
Jüngst wurde arvato CRM 
Solutions wieder als „TOP 
Arbeitgeber“ von dem 
Top Employers Institute 
ausgezeichnet. Da muss 
schon einmal die Frage 
erlaubt sein, was eigent-
lich die Grundlage für 
diese Auszeichnung ist.   

VON SVEN WEIGER

Den Titel „TOP-Arbeitgeber“ 
erhalten laut Internetseite 
des Top Employers Institute 
Unternehmen, „die sich 
durch ihre überdurch-
schnittliche Mitarbeiter
orientierung“ auszeichnen. 
Jedes dieser Unternehmen 
soll für zukunftsorientiertes 
Denken im Bereich Human Resources 
stehen, kontinuierlich an der Optimie-
rung des Arbeitsumfelds arbeiten und in 
die Entwicklung ihrer Mitarbeiter inves-
tieren. „Wenn Ihr Arbeitgeber diese Zer-
tifizierung erhalten hat, ist dies eine 
besondere Leistung, der mit Stolz, Ver-
trauen und Feierlichkeiten begegnet 
werden sollte“, heißt es auf der Web
seite des Instituts.

TOP ist auf jeden Fall der Gewinn, 
den die Beschäftigten für arvato er
arbeiteten. Doch der Anteil, den die 
Beschäftigten für ihre TOP-Leistungen 
erhalten, steht dazu in keinem Ver
hältnis.

Seit mehreren Jahren führt arvato 
CRM Solutions das „CallCenter Pro-
fi“-Ranking des arbeitgebernahen 
Call-Center-Verbandes an. Danach hat 
arvato CRM Solutions im Jahr 2015 einen 
Umsatz von 4,662 Milliarden Euro und 
1,133 Milliarden Euro Gewinn erzielt. Bei 
10 672 Beschäftigten bedeutet dies einen 
Gewinn pro Beschäftigtem von 106 166 
Euro.  

Arbeit und Lohn nicht TOP

Aber viele Beschäftigte erhalten für die-
se TOP-Leistungen nur den gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,50 Euro. Die gleiche 
Arbeit wird in den alten Bundesländern 

wesentlich besser bezahlt, als in den 
neuen Bundesländern. Die Tätigkeiten 
werden immer komplexer, aber an einen 
TOP-Arbeitslohn denkt der Arbeitgeber 
nicht.

Bei näherem Hinschauen muss man 
feststellen: Der Krankenstand ist nicht 
nur saisonal bedingt hoch, sondern ist 
auch Ausdruck der hohen Arbeitsbelas-
tung.  Durchschnittlich liegt er zwischen 
zehn und 15 Prozent. Die Fluktuation 

liegt bei 30 Prozent. Dies sind Indikato-
ren für die hohen Belastungen, die gerin-
ge Entlohnung  und die Perspektiven, die 
geboten werden. Da kann man gut ver-
stehen, dass bei diesen Bedingungen es 
für arvato immer schwieriger wird, neue 
Mitarbeiter dauerhaft zu binden. Ständig 
stellen Vorgesetzte neue Anforderungen 
an Flexibilität bei der Schichtplanung. Fa-
milienleben kann praktisch nicht mehr 
stattfinden und Fachwissen muss inner-
halb kürzester Zeit erworben werden. 

Gemeinsam mit unseren Mitgliedern 
versuchen wir hier Abhilfe zu schaffen 
und die Interessen der Beschäftigten 

durchzusetzen. Unsere Kolleg/-innen in 
den Betriebsräten und Betriebsgruppen 
haben da keine leichte Aufgabe. Sie han-
deln im Interesse der Beschäftigten und 
Mitglieder Tag für Tag. Dabei geht es um 
Schichtpläne und Überstunden. Wir sa-
gen Dankeschön!

ver.di kämpft für Gute Arbeit

Auch wenn es bei Bertelsmann sehr 
schwierig ist, Tarifverträge mit angemes-
senen Bedingungen durchzusetzen, wer-
den wir uns gemeinsam für die Interes-
sen der Kolleg/-innen einsetzten. Die 
Arbeit unserer Kolleg/-innen bei arvato 
ist mehr wert. Der Arbeitgeberin kann 
man nur zurufen: „Investieren Sie in die 
Entwicklung ihrer Mitarbeiter!“

Aber wir müssen auch auf die Unter-
nehmen wie zum Beispiel Vodafone, 
Telefónica und Telekom  zugehen, die 
die Arbeit aus Kostengründen zum 

„Outsourcing-Partner“ arvato verlagert 
haben. Sie tragen ebenfalls eine soziale 
Verantwortung und haben in der Ver-
gangenheit durch ihre Preispolitik mit 
dazu beigetragen, dass heute in der 
Call-Center-Branche viele Kolleg/-innen 
nur den gesetzlichen Mindestlohn erhal-
ten, obwohl die Aufgaben immer vielfäl-
tiger und komplexer werden.

Auch hier muss sich etwas verändern.

CALL-CENTER

arvato – ein TOP-Arbeitgeber?

„Investieren Sie  
in die Entwicklung  
Ihrer Mitarbeiter!“
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Am 19. Mai fand in München die
Aktionärsversammlung der Te-
lefónica Deutschland AG statt. Das
war das erste Treffen der Anteils-
eigner, das auf ein komplettes Ge-
schäftsjahr seit der Fusion von
E-Plus und Telefónica Deutschland
zurückblickte. Die Hauptversamm-
lung verlief sehr ruhig, die Aktio-
näre sind zufrieden. Die entspann-
te Stimmung jedoch täuscht über
das atemberaubende Tempo hin-
weg, das das Unternehmen seit
Monaten fährt, während gleichzei-
tig noch enorme Herausforderun-
gen auf das Unternehmen warten.

VON CHRISTOPH HEIL

Zum ersten Oktober 2014 startete die
neue Telefónica mit namhaften Markten
wie O2, E-Plus, Base oder Blau unter
einem gemeinsamen Dach auf dem
deutschen Markt. Seither arbeiten die
beiden ehemaligen Kontrahenten Seite
an Seite mit dem Ziel bald grün (E-Plus)
und blau (O2) zu integrieren. Eine Fusion
mit der daraus resultierenden Integra-
tion von Geschäftsvorgängen, von Kun-
den, von Infrastrukturen und Stand-
orten, von Betrieben, Beschäftigten und
Betriebsräten dauert normalerweise
viele Jahre und erfordert einen enor-
men Einsatz vor Ressourcen. Das Risiko
zu verlieren ist hoch, viele Fusionen
scheitern in Deutschland.

Anfang des Jahres wurden die Be-
triebsräte vom Management an ihre kör-
perlichen und psychischen Grenzen ge-
trieben – einige von ihnen sogar darüber
hinaus. Schon im Jahr 2015 hatte man
relativ schnell eine Verständigung zu ei-
nem Rahmensozialplan und entspre-
chenden Interessenausgleiche ausgehan-
delt. Diese Vereinbarungen hätten einen
guten Rahmen für weitere Verhandlun-
gen bilden können, die man Schritt für
Schritt abarbeiten könnte. Ein erstes
Programm zum Personalabbau wurde
auf den Weg gebracht und weitgehend
noch im Jahr 2015 umgesetzt. Außerdem
wurden noch über 100 Shops mit 300
Beschäftigten an die Drillisch-Gruppe
übergeben und ein wesentlicher Teil der
IT zur Auslagerung vorbereitet. Seit dem
Frühjahr 2016 steht fest: Weite Teile der
IT werden an Atos ausgelagert.

Die eingeschlagene Geschwindigkeit für
die Integration und Restrukturierung ist
atemberaubend. Das Unternehmen
drückt das Gaspedal voll durch, hochge-
schaltet wird ohne zu kuppeln. Anfang
2016 wurden parallele Verhandlungen
zum weiteren Personalabbau und zu Aus-
gründungen eingeleitet, deren Folgen
mehrere Tausend Beschäftigte zu spüren
bekommen: Der Arbeitgeber hatte die
zweite Abbauwelle für weitere rund 800
Beschäftigte – die eigentlich für 2018 vor-
gesehen war – vorgezogen und entspre-
chende Verhandlungen eingeleitet. Zeit-
gleich wurde die Ausgründung der
Customer-Service-Einheiten an den Stand-
orten in Bremen, Hamburg und Nürnberg
vorangetrieben. Beide Vorhandlungen
(Sozialpläne und Interessenausgleiche)
wurden mit hoher Schlagzahl abgeschlos-
sen und zum großen Teil umgesetzt. Als
nächstes stehen die organisatorische und
gesellschaftsrechtliche Zusammenfüh-
rung des Vertriebs an. Außerdem müssen
dringend eine große Menge von Betriebs-
vereinbarungen in der grünen (ehem.
E-Plus) und blauen („alt“ Telefónica) Welt
harmonisiert und angepasst werden.

Das kann zu einer weiteren Zerreiß-
probe für Beschäftigte, Betriebsräte und
Management werden. Schon heute ist
sichtbar, dass die Kolleg/-innen ihre Tä-
tigkeiten engagiert und gut erledigen,
dies aber unter zum Teil höchst unter-
schiedlichen Voraussetzungen. Die be-
trieblichen Rahmenbedingungen sind
immer noch so unterschiedlich, wie zu
Zeiten vor der Fusion. Das kann auf Dau-

er nicht gutgehen. Hier müssen bald ein-
heitliche Regelungen getroffen werden,
die für Gerechtigkeit sorgen und die
Menschen bei der Erledigung ihrer Ar-
beit entsprechend wertschätzen.

Es ist nicht akzeptabel, dass eine an-
stehende Anpassung der Entgelte nur
einen mittlerweile kleineren Anteil der
Beschäftigten begünstigt und ein Groß-
teil der Menschen im Konzern außen
vorlässt. Die pauschale Erhöhung der
Entgelte für nur einen kleineren Teil der
Beschäftigten diskriminiert diejenigen,
die leer ausgehen. Durch die dichte de-
zentrale Struktur von Betriebsvereinba-
rungen ist eine unüberschaubare Land-
schaft entstanden, die dringend im Sinne
der Beschäftigten und entsprechend der
von ihnen ausgeübten Tätigkeiten ange-
passt werden muss.

Jetzt, wo die Betriebsvereinbarung
zur leistungsorientierten Vergütung
Ende 2016 ausläuft, ist die Schaffung ei-
ner neuen Regelung in Kombination mit
einer Entgelttarifvereinbarung dringend
notwendig, um den Beschäftigten Si-
cherheit zu geben. Tarifverträge sind
stabiler und nachhaltiger als Betriebsver-
einbarungen, die jederzeit einseitig vom
Arbeitgeber gekündigt werden können!
Bei dem rasanten Umbau der Telefónica
wirken Tarifverträge wie Leitplanken
zum Schutz der Beschäftigten vor Rasern.

ver.di steht bereit. Eine wachsende Zahl
von ver.di-Mitgliedern bei der Telefónica
sind ein starkes Argument, mit der Inte-
gration auch die Gerechtigkeit im Kon-
zern durch Tarifverträge voran zu bringen.

TELEFÓNICA

Leitplanken für Schnellfahrer

Foto: © alphaspirit – Fotolia.com/Fotomontage
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Kurz nach Ostern informierte die IBM über Planungen zum Abbau von fast
1000 Stellen in Deutschland. Betroffen sind die Gesellschaften IBM D B&TS
GmbH, IBM D GBS GmbH und IBM D MBS GmbH. Betriebsbedingte
Kündigungen werden nicht ausgeschlossen. Bei der IBM D GBS GmbH und
IBM D MBS GmbH soll unter anderem die Betriebsstätte Hannover ge-
schlossen werden.

VON BERT STACH

Eine Diskussion über Alternativen war
von der IBM offensichtlich nicht vorgese-
hen. Die Aufsichtsräte wurden nachts
um 3.06 Uhr informiert. Am Vormittag
gab es für ver.di und den Konzernbe-
triebsrat Informationen per Telefon. Die

Gesamtbetriebsräte waren zu Informa-
tionsveranstaltungen eingeladen. Am
Nachmittag folgte dann eine Mail an die
Mitarbeiter/-innen. Auch dieses Vorge-
hen steht in der Kritik.

Noch am selben Tag, an dem die
IBMerinnen und IBMer über die betriebs-
bedingten Kündigungen informiert wur-

den, wandte sich die ver.di-Tarifkommis-
sion mit den Vorständen der ver.di-
Betriebsgruppen im IBM-Konzern in ei-
nem offenen Brief an die deutsche Ge-
schäftsführung der IBM. Der Vorwurf
lautet, dass die massiven Management-
fehler der vergangenen Jahre nun auf
dem Rücken der Belegschaft ausgetra-
gen werden. Der Stellenabbau ist eine
falsche Entscheidung und schafft in der
IBM eine verstärkte Atmosphäre der
Angst. Um in die Zukunft der IBM zu in-
vestieren, fordern die ver.di-Tarifkom-
mission und die ver.di-Betriebsgruppen-
vorsitzenden im IBM-Konzern die IBM
auf, die geplanten Stellenstreichungen
zurückzunehmen und wieder in das
wichtigste Kapital zu investieren, dass
die IBM hat: Die Beschäftigten mit ihren
Ideen und ihrem Engagement.

Der angekündigte Stellenabbau be-
stätigt Befürchtungen, die bereits 2015
bei der Schließung der IBM D EAS formu-
liert worden waren: Das war nur der An-
fang. Betriebsbedingte Kündigungen
sollen offensichtlich nach den Vorstellun-
gen des Arbeitgebers IBM zu einem
Standardinstrument beim Stellenabbau
werden.

Inzwischen senden die IBM-Beschäftig-
ten mit starken Aktionstagen ein deut-
liches Signal an die Geschäftsführung: Sie
verlangen Respekt, Wertschätzung und
Anerkennung statt Rausschmiss!

IBM

Foto: ver.di
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Die ver.di-Initiative
ich-bin-mehr-wert.de
informiert per News-
letter über aktuelle

Entwicklungen bei IBM.
Anmeldung zum Newsletter unter:
www.ich-bin-mehr-wert.de/news/
ibm_tarif_update/newsletteribm/

Mit kreativen Aktionen wie am 18. Mai
2016 in Berlin trafen die Betriebs-
gruppen die Stimmung unter den Be-
schäftigten. „Lieber Eis von ver.di als
eiskalt erwischt von der IBM!“ war das
Motto des Aktionstages am Nahmitzer
Damm und tatsächlich war den IBMerin-
nen und IBMern ein von ver.di ausge-
gebenes Softeis deutlich lieber, als vom
Stellenabbau der IBM eiskalt erwischt zu
werden. In Hannover zogen am 25. April
2016 170 IBMerinnen und IBMer vor den
Eingang zur Hannover Messe und er-
reichten dabei das wohl spektakulärste
Presseecho. Weltweit berichteten die
Medien von der Aktion, die am Rande
des Messebesuchs von US-Präsident Ba-
rack Obama stattfand. Am 4. Mai 2016
kamen 850 Teilnehmer/-innen vor die
IBM-Konzernzentrale in Ehningen, um
ihren Unmut gegen die Stellenabbau-
pläne der IBM in Deutschland zu de-
monstrieren. Auf mitgebrachten Trans-
parenten artikulierten die IBMerinnen
und IBMer ihre Meinung deutlich. Be-
zugnehmend auf die 16 letzten Quartal-
sabschlüsse mit sinkenden Umsätzen gab

es eine klare Message: „Nach 16 Nieder-
lagen in Folge muss der Trainer gehen,
nicht die Spieler“.

Der Protest in Ehningen richtete sich
nicht nur an die IBM-Konzerngeschäfts-
leitung in Deutschland, sondern auch
an die Konzernleitung in Armonk.
Diane Gherson, senior vice president,
Human Resources for IBM – also Mit-
glied der Konzerngeschäftsführung und
weltweit zuständig für Personal – war
zu geschäftlichen Terminen in Ehningen
anwesend. Das Pfeifkonzert für sie war
unüberhörbar.

Wolfgang Zeiher, Vorsitzender des
Konzernbetriebsrates der IBM, wandte

sich in Ehningen als Mitglied der
ver.di-Tarifkommission im IBM-Konzern
an die IBMerinnen und IBMer. „IBM
spricht im Zusammenhang mit dem
Stellenabbau von einer strategischen
Entscheidung, keiner wirtschaftlichen
Entscheidung. Eine strategische Entschei-
dung bedeutet: Es geht nicht primär um
Kosten, mangelnde Wettbewerbsfähig-
keit und zu hohe Arbeitskosten der von
dieser Entscheidung betroffenen deut-
schen Arbeitskollegen“, stellte er klar
und fragte: „Wird nun etwas anderes
ausprobiert, um das EPS* auf 20 US-Dol-
lar zu treiben?“

* EPS = earnest per share (Aktienrendite)

Gute und Gesunde Arbeit
In der Mai-Sitzung der paritätischen IBM-Gesundheitskommis-
sion konnten wichtige Maßnahmen zur Prävention und zum
Gesundheitsschutz beschlossen werden.
Nach heftigen Diskussionen wird das Gesundheitsticket mit
einem Budget von 150 Euro wieder aktiviert. Es kann bei
zahlreichen freien Anbietern bundesweit eingesetzt werden.
Ebenfalls beschlossen wurden Budgets zur Durchführung von
Gesundheitstagen in vielen Lokationen und für neue Stress-
management-Kurse für Mitarbeiter/-innen und Manager/-innen.
Weitere Maßnahmen behandeln die Verwendung der deut-
schen Sprache in der Unternehmenskommunikation, Qualifika-
tionen für Führungskräfte zu besserer Führung, die Wiederein-
führung eines Manager-Feedback-Programms und die Grenzen
der Verfügbarkeit. Besonders wichtig ist ein Beschluss der
Gesundheitskommission zum Umgang mit der Arbeitszeit,
der eine wichtige Leitplanke in der Zeitsouveränität schafft:
Abbaupläne sind nun ab einem Zeitsaldo von 250 Stunden
verpflichtend.

GESUNDHEITSTICKET

Foto: ver.di

Foto: Detlef Neumann

ver.di-Verhandlungsführer Bert Stach machte deut-
lich: „Um strategische und unternehmerische Ent-
scheidungen der IBM im Sinne der IBMerinnen und
IBMer zu beeinflussen, müssen wir Arbeitskampf-
fähigkeit herstellen!“
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Auf Online-Plattformen werden die Dienste von Millionen Erwerbstätigen
vermittelt. Damit haben Firmen die Möglichkeit, Arbeit auszulagern und
vergleichsweise billig sowie flexibel von Auftragnehmern erledigen zu las-
sen. ver.di hat dazu eine Veranstaltung im Rahmen der Reihe „Sicht.weisen“
am 20. April in Berlin durchgeführt.

VON CHRISTOPH HEIL

Was Crowdwork ist, machte zunächst
Nadine Müller vom ver.di-Bereich Innno-
vation und Gute Arbeit deutlich: Arbeit,
um die sich Erwerbstätige im Internet
bemühen und die meist als selbstständi-
ge Arbeit erbracht wird. Crowdsourcing
beschreibt dies aus Perspektive der Un-
ternehmen, die bislang von eigenen An-
gestellten erbrachte Tätigkeiten in Form
eines offenen Aufrufs an die Crowd
(Menge von Menschen/Internetnutzer)
outsourcen. Die Palette der Tätigkeiten
reicht dabei von einfachen Aufgaben
wie das Verschlagworten von Bildern
über Datenerfassung, zu Übersetzungen
bis hin zum Entwickeln von Designs, aber
auch zu komplexen Programmiertätig-
keiten. Gleichzeitig verstärkt dies den
Lohndruck, weil es einfacher wird, Ar-
beit in Länder zu vergeben, wo die Ein-
kommen und Sozialstandards niedriger
sind. Insgesamt geraten damit auch die
Löhne und Arbeitsbedingungen hierzu-
lande unter Druck.

Gute Arbeit auch in der Crowd

Dagegen, dass Crowdwork zu einer Stra-
tegie der Unternehmen wird, um Kosten
zu reduzieren, setzt sich ver.di ein. Bei-
spiel ist das Unternehmen IBM: Anfang
2012 wurde bekannt, dass in Deutsch-

land tausende Stellen abgebaut und die
Arbeit zunehmend von Crowdworkern
erledigt werden sollte. Dass diese Ent-
wicklung letztlich nicht in Gänze so ein-
getreten ist, liegt nicht zuletzt an dem
Engagement von ver.di. Außerdem
macht sich ver.di politisch stark – zum
Beispiel im Dialogprozess „Arbeiten 4.0“
des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales – für Gute Arbeit auch in der
Crowd. Dazu braucht es ein Mindestmaß
an ganzheitlichen Arbeitsinhalten; ad-
äquate Mitbestimmungsmöglichkeiten
und eben eine soziale Regulierung der
Arbeitsverhältnisse mit Mindestbedin-
gungen sowie den Schutz der Persön-
lichkeitsrechte der Crowdworker. Solo-
Selbstständige sind in die gesetzliche So-
zialversicherung aufzunehmen sowie die
Auftraggeber und Plattformbetreiber zu
verpflichten, ebenfalls ihren Beitrag
hierfür zu leisten. Viele Solo-Selbststän-
dige verdienen wenig, sie müssen selbst
für ihre Kranken- und Rentenversiche-

rung sorgen, was sie oft gar nicht leisten
können und sind zumeist nicht für Zei-
ten der Arbeitslosigkeit versichert.

Arbeiten in der Crowd

Um die Situation der Crowdworker ge-
nauer kennenzulernen, haben sich
ver.di und IG Metall für ein Projekt bei
der Hans-Böckler-Stiftung eingesetzt. Ei-
nige Ergebnisse präsentierte David
Durham von der Universität Kassel auf
der Veranstaltung. Dafür wurden 434
Crowdworker befragt, die auf verschie-
denen Plattformen (Microtask, Markt-
platz, Design, Testing) ihre Dienste feil-
bieten. Demnach verdingen sich im
Schnitt 248 Befragte auf zwei Plattfor-
men. Im Durchschnitt waren sie dort seit
rund 15 Monaten tätig, nur einige weni-
ge bereits seit zehn Jahren. Fast fünfzig
Prozent haben einen Hochschulabschluss.
Auf den untersuchten Plattformen ist der
Anteil von Solo-Selbstständigen mit rund
38 Prozent am höchsten. 78 Prozent be-
treiben diese Tätigkeit als Nebenerwerb.
Unter den 122 Befragten, die auf Markt-
platz-Plattformen wie CrowdGuru oder
Content.de tätig sind, findet sich der
höchste Anteil derjenigen, die von
Crowdwork leben, nämlich 28 Prozent.
Nur rund die Hälfte der Crowdworker
sorgt selbst für das Alter vor. Bei den
meisten Befragten kommen nur gering-
fügige Einkünfte zusammen. Teilweise
sucht sich der Auftraggeber nur die bes-
te Arbeit aus und bezahlt auch nur diese.
Das Recht an den anderen abgegebenen
Produkten verbleibt beim Auftraggeber.
So passiert es nicht selten, dass Arbeits-
leistungen gar nicht bezahlt werden.
Proteste vermeiden Crowdworker jedoch
lieber, um auf den Plattformen keine
schlechte Bewertung zu riskieren, diese
gefährdet die Aussichten für einen
nächsten Auftrag. 51 Prozent der Be-
fragten würden lieber in eine Festanstel-
lung wechseln, ebenso viele erachten
eine gewerkschaftliche Interessenvertre-
tung als sinnvoll.

ver.di hat – unter anderen gemeinsam mit der IG Metall – das Forschungspro-
jekt Cloud und Crowd gestartet. Ein Schwerpunkt liegt auf dem Thema
Crowdwork als Herausforderung für die betriebliche Mitbestimmung. Weitere
Informationen: http://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/crowdwork
ver.di-Beratung für Selbstständige:
www.cloudworker-beratung.de www.mediafon.net

ARBEIT 4.0

Crowdwork: Ein Arbeitsmodell der Zukunft?

Fo
to

:
©

Fo
cu

s
P

o
cu

s
LT

D
–

Fo
to

ll
ia

.c
o

m



9 KOMM 04/2016

BEAMT/-INNEN

An der ver.di-Fachtagung am
26. April 2016 mit dem Titel „Alles
in der Spur? Laufbahnrecht und be-
rufliche Bildung heute und morgen“
nahmen rund 180 Beamt/-innen
und Gäste teil. Neben Vorträgen
und Diskussionen wurden Teilberei-
che des Tagungsthemas in drei
Fachforen vertieft. Das Fachforum II
wandte sich an Betriebsratsmitglie-
der und Beamt/-innen aus den Post-
nachfolgeunternehmen (PNU).

VON CHRISTOPH HEIL

Die Teilnehmer/-innen des Fachforums
diskutierten über die Besonderheiten im
beruflichen Umfeld der aktiven und be-
urlaubten Beamt/-innen bei Post, Tele-
kom und Postbank. Obwohl die PNU ei-
nem harten wettbewerblichen Druck
ausgesetzt sind, der auch bei der tag-
täglichen Arbeit der Beamt/-innen spür-
bar wird, wird dies bei ihren Laufbahn-
entwicklungen nicht berücksichtigt,
sondern sie werden auf das „normale“
Maß – wie im öffentlichen Dienst – mit
seinen starren Laufbahnschranken be-
schränkt. Im Forum wurde deutlich, dass
für die Beamt/-innen in den PNU die Fra-
ge der Besoldung entsprechend der ih-
nen übertragenen und sehr oft höher
bewerteten Tätigkeiten (Besoldungs-
gruppe oder Eingruppierung) existen-
ziell ist. Die zunehmende Abkopplung
der PNU und die faktische Loslösung von
den beamtenrechtlichen Rahmensetzun-
gen im öffentlichen Dienst führen de
facto zu einer nicht hinnehmbaren Be-
nachteiligung der Beamt/-innen in den
PNU. Obwohl viele beamtete Kolleg/-in-
nen auf höherwertigen und auch in füh-
renden Positionen arbeiten, schlägt sich
das nicht in der entsprechenden Besol-
dung nieder. Ein Grund dafür ist, dass
zum Beispiel die Aufstiege seit dem Jahr
2005 in der Telekom komplett ausgesetzt
wurden.

Weniger Geld für mehr Arbeit

De facto bleibt derzeit der Weg von Be-
amt/-innen in die nächsthöhere Lauf-
bahn durch einen Aufstieg versperrt,
obwohl dies nach der Bundes- und der
Postlaufbahnverordnung rechtlich mög-
lich wäre. Damit entferne sich der beruf-
liche Alltag mit den konkret ausgeübten
Tätigkeiten vieler Beamt/-innen immer

weiter von den rechtlichen Möglichkei-
ten der dauerhaften Verleihung eines
Amtes (höhere Besoldungsgruppe auch
in einer anderen Laufbahn), kritisierten
die Teilnehmer/-innen. Verschärft wird
diese Situation durch die Tatsache, dass
in den PNU vor allem die Finanzer oder
ehemalige Unternehmensberater in den
Vorständen in der Verantwortung sind,
die keinerlei Erfahrung im Umgang mit
Beamt/-innen und dem Beamtenrecht
haben. Vielmehr würden sie die
Beamt/-innen als Hemmnis in der per-
sonellen Neuausrichtung der PNU (Ver-
jüngung) betrachten, stellten die Forums-
teilnehmer fest.

Mit „Handauflegen“ befördert

Oliver Nickau, Betriebsrat CSH/Deutsche
Telekom, führte aus, dass es nur in weni-
gen Fällen „Beförderungen“ in die
nächst höhere Laufbahn gegeben habe
und diese durch „Handauflegen“ erfolg-
ten, um einen Wechsel zum Bund, der
diese spezialisierten Beamt/-innen benö-
tigte, zu ermöglichen. Ansonsten wäre
ein Wechsel an den veralteten Laufbahn-
schranken gescheitert. Im beschriebenen
Fall betraf es Kolleg/-innen aus der T-Sys-
tems, die Beamt/-innen des mittleren
Dienstes sind, jedoch als Computer-
spezialist/-innen erfolgreich Tätigkeiten
im vergleichbaren gehobenen Dienst
ausüben. Sie wurden dringend vom
Bund zum Aufbau einer neuen IT-Struk-
tur benötigt. Andreas Franke, ver.di-Be-
reichsleiter im Fachbereich TK/IT, wies
auf die Situation bei der Telekom hin,

die sich durch fortschreitende Rationali-
sierung und Digitalisierung verschärft.
Bislang nutze die Telekom Regelungen
zum Vorruhestand, diese laufen jedoch
zum Ende des Jahres 2016 aus. Hier be-
darf es einer Verlängerung des Gesetzes,
um einen sozialverträglichen Personal-
abbau und Personalumbau zu ermögli-
chen, betonte Franke. Auch helfe dies
den Beamt/-innen bei der immer weiter
fortschreitenden Zentralisierung, bei der
sie über hunderte von Kilometern an
neue Dienstorte versetzt werden. Die
Versetzungen hätten häufig aber eher
das Ziel, sie loszuwerden oder sie über
diesen Weg in die dauernde Dienstunfä-
higkeit zu treiben.

Höhere Tätigkeit muss vergütet werden

Derzeit befinden sich rund 15 500 Be-
amt/-innen in Beurlaubungen, von denen
ein großer Teil höherwertige Tätigkeiten
ausübt, also entsprechend einer höheren
Besoldungsgruppe. Die Telekom hat ihre
Beurlaubungspraxis dahingehend ge-
ändert, dass nur noch bedarfsorientiert
und unternehmensbezogen eine Beur-
laubung für drei bis fünf Jahre befristet
ausgesprochen wird. Dort wo Organisa-
tionsänderungen oder Rationalisierung
stattfinden, werden Beurlaubungen
nicht mehr ausgesprochen oder aber nur
noch für ein Jahr oder aber sogar beste-
hende Beurlaubungen gekündigt.

Andreas Franke erläuterte, dass ver.di
weiterhin die Themen Aufstieg trotz Be-
urlaubungspraxis sowie den Wegfall der
Stellenplanobergrenzen in die Diskus-
sion mit dem Arbeit- und dem Gesetz-
geber einbringen werde. Dies sei auch
notwendig, da das Durchschnittsalter
der beamteten Kolleg/-innen bei fast 52
Jahren liegt. Die versorgungsrechtliche
Relevanz von langjährig höher bewerte-
ten Tätigkeiten wird immer mehr Be-
deutung von den Kolleg/-innen beige-
messen. Entsprechend muss es aus Sicht
von ver.di dazu eine gesetzliche Rege-
lung geben. Dazu sei es jedoch notwen-
dig, so Franke, sehr dicke Bretter zu
bohren.

Der Weg nach oben ist versperrt

Foto: Kay Herschelmann

Tagungsbericht der kompletten
Veranstaltung unter:
www.tk-it.verdi.de/themen/

beamtenpolitik
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Am 25. Februar empfing der Fach-
bereich TK/IT in der ver.di-Bundes-
verwaltung eine finnische Gewerk-
schaftsdelegation, deren Mitglieder
ebenfalls in der TK-Branche aktiv
sind. Obwohl Finnland ein verwur-
zeltes Mitglied in der Europäischen
Union ist und der Postsektor eben-
falls nahezu vollständig privatisiert
wurde, haben sich in der TK-Bran-
che deutlich andere Strukturen er-
geben, als hierzulande.

VON CHRISTOPH HEIL

Mit 5,4 Millionen Einwohnern auf einer
Fläche nur wenig kleiner als Deutschland
gehört Finnland zu den am dünnsten
besiedelten Ländern Europas. Trotzdem,
versicherten die Finnen, sei das Mobil-
funknetz sehr viel leistungsfähiger aus-
gebaut als es offenbar in Deutschland
der Fall zu sein scheint. Die Finnen nut-
zen nach Einschätzungen der Delega-
tionsmitglieder ihre Smartphones noch
sehr viel intensiver, als es die Deutschen
tun. Trotzdem wunderten sich die fin-
nischen Kolleg/-innen über die langen
Aufbauzeiten beim mobilen Abruf von
Daten, gerade auch in solchen Ballungs-
zentren wie in Berlin.

Beim Austausch über die jeweilige
Regulierungspolitik kam das Thema
sehr schnell auf die hierzulande für den
Breitbandausbau favorisierte Vecto-
ring-Technik. Die Kolleg/-innen waren

sehr erstaunt über die
Strategie der Deut-
schen, aufsetzend auf
ein technisch limitier-
tes Kupfernetz, die He-
rausforderungen von
Industrie 4.0 und durch
die Digitalisierung un-
serer Lebenswelten
nicht mit einer breit
angelegten Glasfaser-
strategie anzugehen. „Wir haben bei uns
drei große Festnetz-Betreiber: TeliaSonera,
Elisa und DNA. Wenn da jemand versuch-
te, mit einem Kupfernetz auf Kundenfang
zu gehen, hätte er keine Chance“, be-
schrieben die finnischen Delegierten die
Situation in ihrer Heimat. Trotz des konti-
nuierlichen Ausbaus mit Glasfaser, sei in
Finnland die Mobilfunk-Abdeckung ext-
rem gut und die Tarife tendenziell güns-
tiger als in Deutschland. In Finnland gäbe
es einen Universaldienst mit einer garan-
tierten Mindestbandbreite. Der Breit-
bandausbau wurde und wird jedoch auch
vom Staat großzügig gefördert.

Tarifpolitisch streben die Finnen sehr
viel stärker nach branchenbezogenen
Verhandlungen. Diese zielen auf die Ver-
hinderung von wettbewerbsgetriebenen
Dumpinglöhnen. Streiks sind auch beim
Ostseeanrainer durchaus üblich, werden
dann aber oft von Gewerkschaftern ge-
tragen, die direkt in den Unternehmen
beschäftigt sind. Vollfreigestellte oder
hauptamtliche Gewerkschafter gibt es in

Finnland nur wenige. Auch Betriebsräte
nach deutschem Muster sind in Finnland
unbekannt. Hauptsächlich übernehmen
die Gewerkschafter die Interessenvertre-
tung der Beschäftigten in den Unterneh-
men. Was in Finnland auch recht unge-
wöhnlich ist, ist die Verankerung von
Kündigungsschutz in Tarifverträgen, wie
sie aktuell wieder in den Tarifverträgen
bei der Telekom und bei der STRABAG
PFS festgelegt wurden.

Das Fazit, das die beiden Gruppen aus
diesem Treffen zogen, war eindeutig:
Die Vertreter von ver.di und die finni-
schen Delegierten waren sich einig darin,
dass auf Grund der fortschreitenden Har-
monisierung und Globalisierung der
Märkte und der Unternehmen es extrem
wichtig ist, dass sich die europäischen
Gewerkschaften untereinander sehr viel
stärker vernetzen und intensiver austau-
schen. Ziel muss es sein, wirksame län-
derübergreifende Strategien zum Schutz
und zur Förderung der Beschäftigten in
allen Branchen zu entwickeln.

INTERNATIONALES

Finnische Delegation zu Besuch

Foto: Christoph Heil

Druck auf den Arbeitgeber erhöht
Die Arbeitgeberseite legte der ver.di-Verhandlungs-
kommission auch in der dritten Verhandlungsrunde für
die Beschäftigten der T-Systems kein Angebot vor. Die
Verhandlungen wurden daher am Abend des 12. Mai
unterbrochen. Währenddessen erhöhten die Beschäf-
tigten bundesweit durch Warnstreiks den Druck auf die
Arbeitgebervertreter. „Alles wird teurer, nur die Aus-
reden des Arbeitgebers werden billiger. Deswegen wer-
den die Beschäftigten ein Zeichen setzen, was sie von
der Taktik des Arbeitgebers halten“, sagte ver.di-Streik-
leiter Frank Sauerland. Die nächste Verhandlungsrunde
wurde für den 31. Mai und 1. Juni 2016 (nach Redak-
tionsschluss) in Darmstadt anberaumt. RED
ver.di-Infos zu T-Systems: www.tk-it.verdi.de

T-SYSTEMS
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Der Besuch einer US Delegation zur
Aktionärsversammlung der Telekom
ist fast schon Tradition. Diesmal
weilten zwei US-Beschäftigte und
zwei Kolleg/-innen der Communica-
tions Workers of America (CWA) für
knapp eine Woche in Deutschland.

VON ADO WILHELM

Angela M., Beschäftigte des Call-Centers
in Wichita (USA), berichtete den Aktionä-
ren aus eigenem Erleben bei der
T-Mobile. In einer viel beachteten
Rede sprach sie über die Schika-
nen und Arbeitsrechtsverstöße,
denen sich viele der Beschäftigten
in den USA fast täglich ausgesetzt sehen.

Viele Kolleg/-innen der Telekom in
Deutschland, die Aktien „ihres Unter-
nehmens“ besitzen, hatten ihr und der
ehemaligen Betriebsrätin Kornelia Dub-

bel die Stimmrechte übertragen und so-
mit ein großes Zeichen der Solidarität
gesetzt.

Angela M. machte deutlich, dass die
T-Mobile US eine tragende Säule des
deutschen Konzerns ist, was Gewinn
und Umsatz angeht. Auch die Erhöhung
der Dividende sei diesem Umstand ge-
schuldet, sagte sie unter Beifall der Ak-
tionäre. Sie forderte die Verantwortli-
chen des deutschen Konzerns, dem rund
64 Prozent der T-Mobile US gehören,

auf, die Beschäftigten, die diese Ergeb-
nisse mit ihren Leistungen und ihrem
Einsatz möglich machten, mit Respekt,
Fairness und Anstand zu behandeln. In
die gleiche Richtung appellierte auch

Kornelia Dubbel, die darüber hinaus for-
derte, es den Beschäftigten zu überlas-
sen, ob sie eine Gewerkschaft für ihre
Interessenvertretung haben wollen oder
auch nicht. Seit Jahren werden die Be-
mühungen der Belegschaft zur Bildung
einer gewerkschaftlichen Vertretung
massiv und mit Duldung der „Konzern-
mutter“ verhindert.

Vor der Halle verteilten deutsche Be-
schäftigte Flugblätter, mit denen der
Vorstand aufgefordert wurde, die seit

vielen Jahren bekannten Missstände
abzustellen und die Beschäftigten
mit guten Beschäftigungsbedingun-
gen und fairer Behandlung für Top-
Leistungen zu belohnen. Chris Shel-

ton, Präsident der CWA, ließ sich auf
dem Flugblatt mit „Herr Höttges, sorgen
Sie dafür, dass die US-Beschäftigten mit
Respekt, Fairness und Anstand behan-
delt werden“, zitieren.

US-Delegation besucht Aktionärsversammlung

Nach 10‐monatigen Tarifverhand-
lungen zwischen der ver.di-Schwes-
tergewerkschaft Communications
Workers of America (CWA) und der
Gewerkschaft der Elektriker (IBEW)
und dem Telekommunikationsriesen
Verizon traten 40000 Beschäftigte
im April in den unbefristeten Streik.

VON HAE-LIN CHOI (CWA)

Trotz Rekordgewinnen – monatlich 1,5
Milliarden US-Dollar – drängt Verizon
unter anderem darauf, Arbeitsplätze ins
Ausland zu verlagern, befristete Beschäf-
tigungsverhältnisse auszubauen und
Krankenversicherungsbeiträge für Rent-
ner zu streichen.

Im Mai wurde bereits der zweite Mo-
nat gestreikt, eine Einigung war bis Re-
daktionsschluss nicht in Sicht. Die Strei-
kenden erhalten lediglich 200 US-Dollar
Streikgeld pro Woche, das reicht nicht
zum Lebensunterhalt. Seit Mai hat das
Unternehmen auch die Zahlung der
Krankenversicherungsbeiträge für die
40000 Beschäftigten eingestellt, was vie-
le Familien, vor allem jene mit chronisch
Kranken, besonders dramatisch trifft, da
die Gesundheitsversorgung in den USA

extrem teuer ist. Der Streik trifft nicht
nur in der Bevölkerung auf große Unter-
stützung, auch die demokratischen Prä-
sidentschaftsbewerber Bernie Sanders
und Hillary Clinton haben mehrfach
Streikende besucht und Verizon zu
fairen Tarifverhandlungen aufgerufen.
ver.di-Vertreter wie der Bundesfachbe-
reichsleiter Lothar Schröder, aber auch
viele Mitglieder, haben Solidaritätsbot-

schaften geschickt. Bei diesem Streik
geht es nicht nur um die Beschäftigten
bei Verizon, sondern um den Versuch
Gewerkschaften zu schwächen, Beschäf-
tigungsverhältnisse zu entsichern und
die Profitgier frei walten zu lassen.
Wenn Verizon sich durchsetzt, wird es
nicht lange dauern, bis andere Unter-
nehmen folgen. Doch das werden wir
nicht zulassen.

T-MOBILE US

USA: Streik bei Verizon dauert an

Bernie Sanders, demokratischer Präsidentschaftsbewerber, am Rednerpult.
Im Hintergrund Larry Cohen (zweiter von rechts), Ex-Präsident der CWA.
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Live dabei – innovative Teilhabe
SCHWERBEHINDERTE

Auf der gemeinsamen Versamm-
lung der Schwerbehindertenvertre-
tungen des „Segmentes Deutsche
Telekom“ (Technik, Technischer
Service, Kundenservice, Telekom
Deutschland, Regional Services und
Solutions, sowie T-Shop Vertriebs
GmbH) in Gelsenkirchen vom 10. bis
12. Mai 2016 stand schwerpunktmä-
ßig das Thema „Gute Arbeit bei den
Menschen lassen“ im Vordergrund.

VON WALTER STRETZ

Menschen in Veränderungsprozessen
zu helfen und geeignete Rahmenbedin-
gungen dafür zu schaffen, ist eine Auf-
gabe der Schwerbehindertenvertretung
und der Betriebsräte. Andreas Franke, im
ver.di-Bundesfachbereich verantwortlich
für Schwerbehindertenangelegenheiten,
informierte über aktuelle Entwicklungen
in der Behindertenpolitik sowie der No-
vellierung des SGB IX. Christoph Beyer,
Leiter des Integrationsamtes Köln, erläu-
terte gesetzliche Ansprüche auf behin-
derungsgerechte Regelungen zum Per-
formancemanagement sowie Erhalt von
behinderungsgerechten Arbeitsplätzen.

Arbeiten im Konzern Telekom ist viel-
seitig und bietet Beschäftigungsmöglich-

keiten für Menschen mit unterschied-
lichen Befähigungen. Aktuell sind im
Telekom Segment Deutschland rund
5500 Mitarbeiter mit Behinderung be-
schäftigt. Damit wird die gesetzlich ge-
forderte Beschäftigungsquote von fünf
Prozent mit 7,7 Prozent erfüllt. Innova-
tive Technik erleichtert dabei das Leben.
So gibt es für mehr als 200000 gehörlose
Kunden der Telekom seit 2003 eine eige-
ne DEAF-Hotline (deaf: bedeutet ge-
hörlos). Die Mitarbeiter der Hotline be-
raten und unterstützen bei allen Fragen
zu Produkten in Gebärdensprache. Diese
Hotline wird nun zum Liveberater weiter-
entwickelt und damit ein neuer barrie-
refreier Zugang zur Telekom geschaffen.
Der Liveberater soll zukünftig auch in
den Vertriebskanälen genutzt werden.

Beschäftigung erhalten

Martin Seiler, Geschäftsführung Personal
des Segments Deutschland, informierte
zu aktuellen Themen, wie alternative
Beschäftigungsmöglichkeiten und Zu-
kunft 4.0. In den Diskussionen zeigte
sich, dass gerade in Zeiten von Standort-
verlagerungen und der Digitalisierung/
Automatisierung geeignete Tätigkeiten
für schwerbehinderte Menschen weiter
vorhanden sein und dafür auch innova-

tive Lösungen gesucht werden müssen.
So bekannte sich Martin Seiler aus-
drücklich zur Fortführung des Projektes
Leuchtturm und damit zu individuellen
Lösungen für besonders betroffene
Menschen. „Sagen Sie Ihren Chefs in den
Betrieben, die Chefetage möchte, dass
wir eine Lösung finden“, forderte er die
anwesenden Vertrauensleute auf.

Wie wichtig Barrierefreiheit ist, zeigte
sich auch in den emotionalen Diskussio-
nen zu Überlegungen des Arbeitgebers,
die Barrierefreiheit der IT neu zu gestal-
ten, welche mit Marcus Zendt, Konzern-
beauftragter für Schwerbehinderten-
angelegenheiten, geführt wurden. Die
Barrierefreiheit der IT ist das Schlüssel-
element der Zukunft für die Beschäfti-
gungssicherung. Reine Kostenbetrach-
tungen führen hier nicht zum Ziel. Dies
macht deutlich, dass gute Arbeit täglich
neu gestaltet werden muss.

Weitere Beiträge wie Funkalarmie-
rung für Gehörlose mit „Multiton“, oder
Leben für Diabetiker mit einem Assis-
tenzhund, rundeten die Veranstaltung
ab. Ein besonderes Highlight war der Bei-
trag von Rainer Schmidt. Unter dem Mot-
to „Lieber Arm ab, als arm dran“ referier-
te er auf humorvolle Weise über ein
Leben mit dem „Talent Behinderung“.

Standort in Hannover wird geschlossen
Der Vorstand der Tele Columbus AG
hat die etappenweise Schließung
des seit 27 Jahren bestehenden
Standortes in Hannover im Stadtteil
Döhren mit 170 Mitarbeitern bis
spätestens Ende 2017 angekündigt.
Die hier angesiedelten Bereiche um-
fassen den Kundenservice, die IT
sowie große Teile der Abteilungen
Finanzen, Controlling und Personal.

Rund 70 der ursprünglich in Hannover
angesiedelten Funktionen sollen erhal-
ten und an neue Standorte in Berlin und
Leipzig verlagert werden. Am 4. Mai be-
gannen die Sozialplanverhandlungen,
die von den Beschäftigten mit einer Pro-
testkundgebung begleitet wurden. Sie
lehnen die Schließung des Standorts ab

und fordern vom Arbeitgeber ein „fai-
res“ Angebot. Das Abfindungsangebot
des Arbeitgebers ist jedoch nicht sozial
ausgerichtet. Bei der Berechnung der
Abfindung ist die Dauer der Betriebszu-
gehörigkeit vollkommen vernachlässigt

worden. Das stellt für viele langjährig
Beschäftigte einen Schlag ins Gesicht dar.
Der Arbeitgeber möchte den Standort

„kostengünstig“ schließen. Bis Redak-
tionsschluss waren die Verhandlungen
noch nicht abgeschlossen. RED

TELE COLUMBUS
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